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Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Opiumgesetzes 

— Drucksachen VI/1877, VI/2673, zu VI/2673 — 

und über den von den Abgeordneten Dr. Althammer und Ge- 
nossen und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Bekämpfung des Rauschgifthandels 

— • Drucksachen VI/1414, VI/2673, zu VI/2673 — 


Bericht des Abgeordneten Picard 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage ver- 
einbar. 

Der vorliegende Gesetzentwurf stellt eine Sofort- 
maßnahme der Neuordnung des aus dem Jahre 1929 
stammenden und seitdem kaum geänderten Opium- 
gesetzes dar. Es soll ein wirkungsvolles Instrument 
zur Kontrolle des Verkehrs mit Rauschgiften und 
zur Bekämpfung der Rauschgiftsucht geschaffen wer- 
den. Deshalb wird insbesondere der Strafrechtsteil 
des Opiumgesetzes neu geordnet. Daneben enthält 
der Gesetzentwurf eine Reihe von weiteren unauf- 
schiebbaren Änderungen, um zum Beispiel die Kon- 
trolle über den Verkehr mit Betäubungsmitteln zu 
vervollkommnen. Gleichzeitig wird eine Änderung 
der Jugendgerichtsgesetzes im Hinblick auf die Än- 
derung des Opiumgesetzes vorgenommen. 

Die Durchführung der Maßnahmen erfordert zu- 
sätzliches Personal (drei Druppen zu je vier bis fünf 


Personen) beim Bundesgesundheitsamt in Berlin zur 
Überprüfung von Hersteller- und Großhandelsbe- 
trieben. Die für zwei Arbeitsgruppen benötigten 
Stellen sind bereits im Haushalt 1971 bewilligt wor- 
den. Die dritte Arbeitsgruppe wird ab 1972 benötigt. 
Dem Bund entstehen hieraus Kosten von insgesamt 
rd. 400 000 DM jährlich. Für 1972 sind diese Kosten 
im Entwurf des Bundeshaushaltsplans bei Kapitel 
15 03 vorgesehen. Für die Folgejahre sind sie in der 
Finanzplanung des Bundes enthalten. 

Der von den Abgeordneten Dr. Althammer und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU einge- 
brachte Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des 
Rauschgifthandels — Drucksache VI/1414 — wird für 
erledigt erklärt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit vor- 
geschlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Picard 

Berichterstatter 
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